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Liebe Thüringer, 

Da Landtagswahlen auch Klimawahlen sind, haben wir von der Greenpeace Ortsgruppe Jena einen 

Wahlkompass erstellt. 

Hiermit wollen wir Euch eine Orientierungshilfe für die kommenden Landtagswahlen am 27. Okto-

ber geben.  Fokus hierbei sind relevante klimapolitische Fragen 

 

Wir haben dafür die Spitzenkandidaten*innen aller Parteien befragt, die in Umfragen mehr als 3% 

der Stimmen erhalten haben und somit eine realistische Chance haben in den Thüringer Landtag 

einzuziehen.  

 

Da die FDP uns keine Antworten hat zukommen lassen, konnten sie leider nicht weiter berücksich-

tigt werden. Auch ist zu bemerken, dass viele Antworten gekürzt werden mussten, da sie den von 

uns vorgegeben Rahmen gesprengt haben. Dies wurde durch […] deutlich gemacht.  

AufNachfrage schicken wir euch aber gerne die kompletten Antworten auf einzelne Fragen.  

 

Greenpeace ist international, überparteilich und völlig unabhängig von Politik und Parteien. Dieser 

Wahlkompass soll nicht als Aufforderung zur Wahl einer bestimmten Partei, sondern als Aufruf zu 

einer informierten, ökologisch-orientierten und klimakompatiblen Wahl verstanden werden. 

 

#GehWählen!                                                           #DeineStimmezählt! 

 
Viele Dank, dass ihr wählen geht. 

Eure Greenpeacegruppe Jena 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

WALD 

 
Welche Maßnahmen planen Sie zur nachhaltigen Waldbewirtschaftung, insbesondere auch 

bezogen auf den Ettersberg? 

LINKE 

 

 

Naturnahe Waldbewirtschaftung und Pferde-rückung halten wir für wichtige Methoden. Wir 

befürworten ihren Einsatz auch am Ettersberg. Bei der Aufforstung ist zu prüfen, ob es immer 

heimische Baumarten sein müssen. Zudem befürworten wir bis auf Weiteres keine Flächen-

stilllegung mehr. 

CDU  [...] Der historisch und kulturell bedeutsame Ettersberg soll durch ThüringenForst künftig 

behutsam forstlich bewirtschaftet werden. Dabei sind die Gemeinwohlfunktionen des Waldes 

stärker als bisher zu berücksichtigen. Zum Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile und für 

zusätzliche bodenschonende Maßnahmen, […] sind ThüringenForst die erforderlichen 

finanziellen Mittel zu gewähren. 

AFD […] Ein klimastabiler Wald bzw. dessen klima-stabiler Umbau zugunsten des Allgemeinwohls hat 

für uns eine höhere Priorität als die Gewinnerzielungsabsicht staatlicher Forstanstalten. Die 

Waldbewirtschaftung auf dem Ettersberg wollen wir hierbei in den bewährten Händen der 

Landesforstanstalt belassen und durch sie entwickeln lassen. 

SPD […] Zunächst muss das Schadholz aus den Wäldern entfernt werden und langfristig müssen wir 

sicherstellen, dass in den Thüringer Wäldern klima- und standortgerechte Bäume nachwachsen. 

[…] Wir stehen eng an der Seite der Försterinnen und Förster, sie sind in unseren Augen 

gewissermaßen die Fachärzte, mit deren Know-How wir die Problemlage der Wälder geheilt 

bekommen. Die SPD-Thüringen will ihnen für diese Herausforderung die erforder-liche 

Unterstützung bieten. 

GRÜNE Verstärkter Waldumbau, Einsatz boden-schonender Techniken unterstützt von Pferden in 

sensiblen Bereichen, weniger Schneisen, mehr Naturverjüngung, Aufbau eines Holzvorrats im 

Wald. Zertifizierung des Staatswaldes nach dem FSC-Standard. 

 

Wie stehen Sie zur Umsetzung des Lübecker Modells oder eines vergleichbaren naturnahen 

Prozessschutzkonzepts für das Waldgebiet auf dem Ettersberg und auf anderen Waldgebieten? 

LINKE Die Umsetzung des Lübecker Modells ist eine gute und sinnvolle Maßnahme, sie muss jedoch für jeden 

Standort gut geprüft werden. 

CDU Für den Staatswald auf dem Ettersberg ist das Lübecker Modell unter den gegebenen gesetzlichen und 

finanziellen Bedingungen keine Alternative. [...] Dennoch meinen wir, dass die 

Waldbewirtschaftungsmaßnahmen insbesondere im Naturschutzgebiet "Prinzenschneise", im FFH-Gebiet 

"Großer Ettersberg" sowie im EU-Vogelschutzgebiet "Ackerhügelland nördlich Weimar mit Ettersberg" in 

enger Abstimmung mit den zuständigen Naturschutzbehörden durchgeführt werden müssen um zu 

verhindern, dass es[…]zu einer Verschlechterung des Zustandes dieser Schutzgebiete kommt und Konflikte 

künftig vermieden werden. 

AFD Wir sehen im Lübecker Modell einen sehr dogmatischen Ansatz, der eine Reihe von Nachteilen mit sich 

bringt. Die AfD Thüringen befürwortet etwa die jagdrechtliche Fütterungspflicht von Wildtieren in 

Notzeiten. Ebenso kann es aus unserer Sicht in Einzelfällen und unter strengen Auflagen im Rahmen des 

klimatischen Wandels durchaus notwendig sein, nicht-heimischen Baumarten in dafür geeigneten Gebieten 

anzupflanzen. Weiterhin wird es im Rahmen der Kalamitätsflächen durchaus notwendig sein, Kahlschläge 

zu produzieren. […] 

SPD Die Frage nach einer naturnahen Waldbewirtschaftung, wie nach dem Vorbild des Lübecker Modells, 

betrachten wir von der aktuellen Krisensituation des Thüringer Waldes entkoppelt. In der derzeitigen Krise 

geht es zuallererst darum, alle, die bei der Bewältigung dieser Katastrophe helfen können, zu unter-stützen. 

Eine Verschärfung von Standards und Vorschriften verbietet sich u.E. derzeit. 

GRÜNE Wir unterstützen das Lübecker Modell, weil wir nur dadurch sehen, dass die vielfältigen Aufgaben des 

Waldes auch in Zukunft noch geleistet werden können. 

 



 

VERKEHR 

 

Planen Sie konkrete Maßnahmen zum Voranbringen einer Verkehrswende, die mit den 

Klimaschutzzielen von Paris im Einklang sind? 

LINKE Im Verkehr ist der Umstieg auf umweltfreundlichere Antriebe und die Beförderung von 

ÖPNV und SPNV unbedingt erforderlich. Dazu müssen die infrastrukturellen Voraussetzungen, 

wie Ladesäulen, Schienen- und Radwegeausbau bzw. –ertüchtigung weiter vorangetrieben 

werden. 

CDU Unser Ziel sind gute Verkehrswege für verlässliche und bürgernahe Mobilität. Sie ist eine ent-

scheidende Grundlage für individuelle Freiheit und gesellschaftlichen Wohlstand, für wirtschaft-

liches Wachstum und für Arbeitsplätze in allen Regionen Thüringens. Eine funktionierende Ver-

kehrsinfrastruktur und bürgernahe Mobilitätsangebote sind von entscheidender Bedeutung für die 

wirtschaftliche Dynamik und Lebensqualität in unserem Land. Wir stehen für Investitionen in ein 

modernes und klimaschonendes Bus- und Bahnangebot – durch den Ausbau und die Modernisie-

rung der Infrastruktur sowie die Anschaffung neuer Fahrzeuge. Wenn das Angebot überzeugt, 

zuverlässig in guter Qualität und enger Taktung bereitsteht, dann benutzen die Bürger auch Bus 

und Bahn. […] 

AFD […] Ideologisch motivierte Einschränkungen des Pkw-Individualverkehrs in Städten aus Gründen 

eines vorgeblichen Klimaschutzes beispielsweise durch die Einrichtung von Fahrverboten oder 

Umweltzonen lehnen wir ab. Wir bevorzugen alternative Konzepte wie eine intelligente 

umweltsensible Verkehrssteuerung. […] Als umweltschonende Energiequellen kommen z. B. 

synthetische Kraftstoffe (E-Fuels), ferner die Brennstoffzelle und der 

Wasserstoffverbrennungsmotor in Betracht. Dem Radverkehr messen wir nicht nur wegen der mit 

ihm verbundenen Entlastung der Umwelt, sondern auch wegen seiner Bedeutung für den 

Tourismus in unserem Land einen hohen Rang zu. Daher wollen wir den Ausbau von Radwegen 

und die Beseitigung von Lücken im Radwegenetz fördern. […] 

SPD Wir wollen kostengünstige Nahverkehrsangebote umsetzen, die im ganzen Land verfügbar sind. 

Aber auch die übrigen Mobilitätsformate werden wir auf der Basis von spezifischen 

verkehrspolitischen Konzepten und Strategien in den jeweiligen Regionen weiter-entwickeln. 

Dafür haben wir unterschiedliche Punkte im Regierungsprogramm der SPD festgeschrieben, die 

eine zukunftsweisende Mobilität sicherstellen werden und in ihrer Ausführlichkeit dort 

nachzulesen sind. 

GRÜNE Ja: Mobilitätsgesetz, Thüringen-Ticket inkl. ThüringenTakt, Regio-S-Bahn, Reaktivierung von 

Bahnstrecken, Elektrifizierung der Mitte-Deutschland-Verbindung, Ausfinanzierung von 

Radverkehrsprogrammen, Förderung E-Mobilität, Förderung der Auslieferung mit E-

Lastenrädern uvm. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Planen Sie finanzielle Maßnahmen zur Entlastung der Verkehrsteilnehmer, die sich für ein 

nachhaltiges Verkehrsmittel entscheiden? 

LINKE Unser Ziel ist, dass sich die Menschen unabhängig von ihrem Einkommen mobil, sicher,möglichst 

ökologisch und barrierefrei fortbewegen können. Verkehrsdienstleistungen sollten 

flächendeckend und in absehbarer Zeit auch ticketfrei angeboten werden. 

CDU Wir wollen uns auf die Verbesserung des Angebots konzentrieren statt Tickets zu subventionieren. 

Allerdings wollen wir durch ein Schüler- und Auszubildendenticket für Schüler und 

Auszubildende die gleiche Mobilität wie für Studenten sichern. In den Regionen Thüringens in 

denen Auszubildende besonders oft in andere Bundesländer zu Ausbildung pendeln, wollen wir 

ein länderübergreifendes Azubiticket einführen. […] 

AFD Keine Antwort. 

  

SPD Die finanzielle Entlastung der Verkehrsteilnehmer, die sich für ein nachhaltiges Verkehrsmittel 

entscheiden ist ein konkreter Teil unseres Plans für eine zukunftsweisende Mobilität in Thüringen. 

Wir verweisen auf die Antwort zu Frage 3 und unser Regierungsprogramm. 

GRÜNE Alle in Antwort 3. Genannten Maßnahmen werden durch öffentliche Haushalte zumindest 

kofinanziert. Z.B. soll jeder zehnte Euro im landesweiten Straßenbau fürs Rad zur Verfügung 

stehen und das Thüringen-Pauschalticket für 2 Euro am Tag/1 Euro für Jugendliche entlastet ganz 

direkt jeden Geldbeutel. 

 

 

Sollen zukünftige Maßnahmen für die Verkehrswende am Umweltimpakt orientiert werden 

oder am Impakt an der Wirtschaft? 

LINKE Wir stehen für einen sozial-ökologischen Umbau, indem sowohl die Einkommens- und 

Arbeitssituation der Menschen, als auch die Notwendigkeiten des Klima- und Umweltschutzes 

zusammen gedacht werden. So geht z. B. Straßenerhalt vor Ausbau, auch um Flächenversiegelung 

zu begrenzen. 

CDU Vgl. Antwort zu Frage 3.  

AFD […] Gegen den ideologischen und utopischen Ansatz der Altparteien gilt es, eine Verkehrs- und 

Mobilitätspolitik mit Augenmaß voranzutreiben, welche die selbstbestimmte Mobilität der Bürger 

fördert, wirtschaftlich sinnvoll und technisch machbar ist sowie im Einklang mit dem Schutz der 

Natur steht. Die AfD tritt für die Freiheit des Individualverkehrs mit dem Pkw ein. Dabei ist es für 

uns unerheblich, ob sich die Menschen für Pkw mit Benzin-, Diesel- oder Elektroantrieb 

entscheiden. […] 

SPD Die Frageformulierung fordert eine unterkomplexe Antwort auf einen komplexen Sachverhalt, wir 

streben nach einem klugen Kompromiss, der alle relevanten Aspekte angemessen berücksichtigt. 

GRÜNE Prioritär betrachten wir die Umweltauswirkungen von Maßnahmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Wie stehen Sie der Privatisierung der Autobahnen gegenüber? 

LINKE Wir lehnen die Privatisierung von Autobahnen ab, da die Bereitstellung und Instandhaltung 

von Verkehrswegen Aufgabe des Staates bleiben soll, wie auch andere Einrichtungen der 

Daseinsvorsorge. 

CDU Die Autobahnen müssen im unveräußerlichen Eigentum des Bundes bleiben. Öffentlich-Private 

Partnerschaften (ÖPP) auf der Ebene von eingrenzbaren Einzelprojekten halten wir dann für 

sinnvoll, wenn sie wirtschaftlicher sind als die herkömmliche Beschaffung (Bau und Betrieb). 

AFD Einer Privatisierung der Thüringer Autobahnen stehen wir kritisch gegenüber. Für uns ist 

die Erstellung und Erhaltung der Infrastruktur, auch der Verkehrsinfrastruktur eine Aufgabe des 

Staates bzw. der Kommunen. Auf dieser Grundlage setzen wir uns dafür ein, dass schnelle und 

sichere Autobahnen unsere Städte und Dörfer beim Durchgangsverkehr weiter entlasten können. 

SPD Die Privatisierungen Infrastruktur, die mit Steuergeldern aufgebaut wurde und von Gütern und 

Dienstleistungen die der Daseinsvorsorge dienen, stehen wir sehr kritisch gegenüber. Unserer 

Auffassung nach ist es die Aufgabe des Staates, diese Dinge aufzubauen und zu unterhalten. 

GRÜNE Wir lehnen Privatisierung der Autobahnen ab, weil sie nur zu Mitnahmeeffekten führen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sind weitere Verkehrs-Großprojekte von Ihrer Seite geplant? (Flughäfen, Bahnhöfe etc.) 

LINKE Die geplanten Projekte bewegen sich hauptsächlich im Schienenbereich, bezüglich ICE-Anbin-

dung und Streckenwiederinbetriebnahmen. Große Verkehrsneubauten sind in Thüringen nicht ge-

plant. 

CDU Wir setzen uns für eine zeitgerechte und vollständige Umsetzung der Thüringer Schienen- und 

Straßenbauprojekte im Bundesverkehrswegeplan ein. 

AFD Wir wollen, dass die Infrastruktur von den bereits etablierten Standorten bzw. Strecken in 

ländlichere Regionen hinein sukzessive ausgebaut wird, wobei unser besonderes Augenmerk auf 

dem Straßen- und Wegenetz liegt. […] Dazu gehört auch, dass der Flughafen in Erfurt erhalten 

bleibt und entwickelt wird. 

SPD Die geplanten Großprojekte des Bundes bis 2030 sind im entsprechenden Bundesverkehrs-

wegeplant festgeschrieben. Die Thüringer Landesregierung hat unter Beteiligung der SPD 

erstmals einen Landesstraßenbedarfsplan erstellt, der den gleichen Zeithorizont abdeckt. Daraus 

gehen die konkret geplanten Maßnahmen hervor. 

GRÜNE Nein, außer zusätzliche Haltestellen an bestehenden Bahnlinien. 



 

ARTENVIELFALT 

 

Planen Sie konkrete Maßnahmen zum Voranbringen des Insektenschutzes in Thüringen? 

LINKE Neben Mitgestaltung der Gemeinsamen Agrarpolitik nach 2020 (GAP 2020) in Richtung einer 

strukturreicheren Landwirtschaft für mehr Artenvielfalt, werden wir Umweltbildung und 

ökologische Forschung weiterhin unterstützen. Auch neue Konzepte wie Blühpatenschaften 

möchten wir voranbringen. 

 

CDU Wir verweisen hier auf das „Eckpunktepapier zum Aktionsprogramm Insektenschutz der 

Bundesregierung“ aus diesem Jahr, welches auch für Thüringen anzuwenden sein wird. 

AFD Um den Tod von Hunderttausenden von unter Naturschutz stehenden Vögeln, Fledermäusen und 

Insekten zu vermeiden, fordern wir ein Windkraftmoratorium für ganz Thüringen. Außerdem 

lehnen wir den Bau von Windkraft-anlagen in den Thüringer Wäldern grundsätzlich ab. Weiterhin 

wollen wir die mit Kalamitäts-flächen entstandenen Kahlschläge nicht mit Windkraftanlagen 

bebauen, sondern zu jagdfreien Grünland bzw. Blühflächen umgestalten, um die Artenvielfalt im 

Wald zu erhöhen. Ferner möchten wir die Mais- und Raps-Monokulturen zurückdrängen und 

setzen uns für größere Blühflächen in der Landwirtschaft ein. […] 

SPD Insekten sind systemrelevant für intakte Ökosysteme. Die SPD steht dafür, den 

Biodiversitätsverlust zu stoppen. Wir wollen ein kluges Management zur Förderung von 

Insektenlebensräumen in der Stadt und auf dem Land zur Erhöhung der Strukturvielfalt umsetzen. 

Unteranderem werden wir werden nach neuen Wegen suchen, uns der Idee eines landesweiten 

Biotopverbunds im Rahmen der bundesweiten Projektarbeit „Jeder Gemeinde ihr 

Biotop“ anzuschließen. 

GRÜNE Erarbeitung von Totalherbizid-Reduzierungs-Strategie und Insektenschutz-Sofortprogramm. 

Stärkung kommunaler Biodiversitäts- und Freiraumstrategien mit dem Förderschwerpunkt 

Stadtnatur des Bundesprogramms Biologische Vielfalt (Lebensräume für stadttypische und 

gefährdete Tier- und Pflanzenarten, insekten-freundliche Stadtbegrünung, Renaturierung von 

Brachflächen, Gewässerrenaturierung, Schaffung grüner Straßenräume und 

„lebendiger“ Gebäude). 

 

Sollen in Thüringen mehr Flächen für Urban Gardening ausgewiesen werden? 

LINKE Dies wäre sehr wünschenswert. Hierzu müssten Kommunen ein stärkeres Bewusstsein für diese 

Art der öffentlichen und gemeinschaftlichen Nutzung von kleinen Gärten schaffen und bereits 

funktionierende Beispiele noch bekannter machen. Ein Vorteil von Urban Gardening ist auch die 

Unterstützung des sozialen Zusammenhalts von Menschen. 

CDU Ja, dafür sind in der Städteplanung die notwendigen Grundlagen zu schaffen, z. B. Neubauten 

gleich mit Dachgärten und Grünbalkonen zu planen und vorhanden Flächen, z. B. auf 

Wohnblöcken, dafür umzunutzen 

AFD Die Ausweisung solcher Flächen ist vorrangig eine Aufgabe der Gemeinden und Städte. Direkte 

landesrechtliche Vorgaben halten wir hier für nicht zielführend. Die kommunale Selbstverwaltung 

ist ein hohes Gut, das wir achten. 

SPD Wir freuen uns über das Engagement und der nahezu kulturelle Anspruch, der mit dem Konzept 

Urban Gardening verbunden ist und unterstützen das ausdrücklich. Die Ausweisung 

entsprechender Flächen liegt jedoch in der Verantwortung der jeweiligen Gemeinden und 

Kommunen. 

GRÜNE Ja. 

 

 

 

 



 

KLIMA 

 

Sind Sie für eine Bepreisung von CO2? Würden Sie sich im Bundesrat dafür einsetzen? 

LINKE Wir befürworten die Einführung eines Preises für CO2 und würden uns auch im Bundesrat 

dafür einsetzen. Dabei muss allerdings die Sozialverträglichkeit sichergestellt werden, so 

dass nicht die sozial Benachteiligten die höheren Emissionen der Besserverdienenden 

subventionieren. 

CDU Wir verweisen einerseits auf die Festlegungen zur CO2-Bepreisung aus den „Eckpunkten für das 

Klimaschutzprogramm 2030“ des Klimakabinetts der Bundesregierung, denen wir uns 

anschließen. […] 

AFD Nein, eine Bepreisung von CO2 ist unsozial. Sie belastet nicht nur einkommensschwache 

Haushalte, sondern insbesondere einmal mehr Familien. Zudem hat sie keinen nennenswerten 

Effekt auf den CO2-Ausstoß. Daher lehnen wir die CO2-Bepreisung strikt ab. 

SPD In der Bepreisung von CO2-Emmissionen sehen wir die Chance, klimafreundlichere Technologien 

gerade für die Bereiche Wärme und Verkehr in den Fokus zu rücken und ihnen künftig den Vorzug 

einräumen zu können. Für die SPD steht dabei jedoch an oberster Stelle, dass eine CO2-

Bepreisung sozial gerecht ausgestaltet wird. […] 

GRÜNE Ja. Der Einstiegspreis muss bei mind. 40 €/t CO2 liegen. Dafür setzen wir uns auf allen politischen 

Ebenen ein. Wir schlagen darüber hinaus einen Mindestpreis von 40 € im europäischen 

Emissionshandel vor. 

 

 

Gibt es für Sie konkrete Konzepte, mit welchen Sie das inländische Flugaufkommen reduzieren 

möchten? Würden Sie einem Verbot von Inlandsflügen (auf bestimmten Strecken) zustimmen? 

LINKE Eine Möglichkeit wird in der Zweckbindung der Luftverkehrsabgabe, die seit 2011 in 

Deutschland erhoben wird, gesehen. Die Abgabe könnte für eine Subventionierung der Bahn ver-

wendet werden. Wir begrüßen auch die Absenkung der Mehrwertsteuer für 

Bahnfernreisen. Einem Verbot von Inlandsflügen stimmen wir zu. 

CDU Diese Frage liegt nicht in erster Linie in der Zuständigkeit von Landespolitik. Insofern geht es 

über den Anspruch eines Regierungsprogrammes für Thüringen hinaus, hier ganz konkrete 

Lösungen aufzuzeigen. 

AFD Derartige Verbote lehnen wir ab. 

SPD Das Verbot von Inlandsflügen kann ein wirkungsvoller Bestandteil der Klimaschutz-bemühungen 

sein, weshalb wir dem offen gegenüberstehen. 

GRÜNE Wir setzen im Inlandsverkehr generell auf die Bahn statt auf das Flugzeug. Die millionenschweren 

Subventionen für den Thüringer Flughafen aus Landesmitteln wollen wir einsparen und das Geld 

stattdessen in das Thüringen-Ticket und den Ausbau eines attraktiven Nahverkehrs investieren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Wie stehen Sie zur erweiterten Flächennutzung v. a. im ländlichen Raum für erneuerbare 

Energien – insbesondere der Wind- und Solarkraft? 

LINKE Die Zahl der Wind- und Solarkraftwerke sollte weiter ausgebaut werden, um das im Thüringer 

Klimagesetz formulierte Ziel der 100-prozentigen Energieversorgung aus regenerativen Quellen 

bis 2040 zu erreichen. Bei Solaranlagen sollte der Schwerpunkt stärker auf große Dachflächen 

anstelle der Versiegelung von Böden gelegt werden. 

CDU Hier sehen wir noch große Potentiale für den Ausbau von PV- und Solarthermieanlagen sowie den 

verstärkten Einsatz der oberflächennahen Geothermie. Sowohl die Vergrößerung der Flächen für 

Windenergie (hier muss in Leistung und nicht mehr in Fläche gedacht und zudem Repowering 

genutzt werden) und Windkraft im Wald lehnen wir ab. 

AFD […] Unser Ziel ist es, in unserem modernen, hochentwickelten Industrieland wieder die 

zuverlässige, sichere und preisgünstige Stromversorgung zu organisieren, wie wir sie noch vor 

zehn Jahren hatten. Eine erweiterte Flächennutzung v.a. im ländlichen Raum für erneuerbare 

Energien lehnen wir daher ab. Der ländliche Raum darf nicht zum Energie-produzenten für die 

Städte degradiert werden. Die AfD lehnt den Bau von Windkraftanlagen in ökologisch sensiblen 

Gebieten ab. Gleiches gilt für den Verbrauch landwirtschaftlich nutzbarer bzw. ökologisch 

weitgehend unbelasteter Flächen für Photovoltaikanlagen. 

SPD Wir wollen, dass künftig mehr Energie regional, dezentral und erneuerbar erzeugt wird. Energie 

sollte im Wesentlichen dort erzeugt werden, wo sie benötigt wird (wobei dies für Großverbraucher 

wie etwa das Stahlwerk Thüringen etc. nicht das Maß sein kann). Für uns ist klar: Es braucht einen 

vernünftigen Mix aus erneuerbar hergestellter Energie, zusätzliche Speicherkapazitäten und einen 

Um- und Ausbau der Verteilnetze. 

GRÜNE Wir werden den Landesentwicklungsplan fortschreiben, um die Ziele des Th. Klimagesetzes zügig 

zu erreichen. Das Potenzial von Windkraft und Solarenergie wollen wir auf geeigneten Flächen 

nutzen. Wir stehen zum im Klimagesetz festgehaltenen Ziel von einem Prozent der Landesfläche, 

wobei Standort-effizienz das zentrale Auswahlkriterium sein sollte. 

 

 

Wie wollen Sie den Ausbau von erneuerbaren Energien fördern? 

LINKE Es gibt eine ganze Reihe von Förderprogrammen auf Bundes- und Landesebene, z.B. zur 

Förderung von Energieeffizienzmaßnahmen oder von Strom- und Wärmeprojekten. Wichtig 

wäre jedoch, dass künftig die Bedingungen der Förderung so gestaltet werden, dass sie auch 

einkommensschwächeren Bevölkerungsschichten zugutekommen kann (Zuschüsse statt 

Kredite). 

CDU Für uns ist die Bioenergie Nummer 1 unter den Erneuerbaren Energien, dazu planen wir eine 

Förderprogramm für oberflächennahe Geothermie, lehnen einen Deckel für den Zubau von PV-

Anlagen ab und wollen auch eine Förderung und verstärkte Nutzung von KWK-Anlagen. 

AFD Wir sind nicht grundsätzlich gegen den Einsatz erneuerbarer Energien, wollen aber deren 

Förderung durch garantierte Abnahmepreise für Neuanlagen beenden. Allgemein muss 

eine Abkehr vom bisherigen Subventionsmodell des Erneuerbare-Energien-Gesetzes hin zur 

weitgehenden Marktintegration „erneuerbarer“ Energien erfolgen. 

SPD Mittels der Bereitstellung von Flächen via Landes- und Regionalplanung und passgenauen 

Förderprogrammen wollen wir den Ausbau von erneuerbaren Energien fördern. Dazu gehört auch 

das Schaffen finanzieller Anreize, gesteuert durch die EEG-Umlage. 

GRÜNE V.a. durch die zügige Umsetzung des Thüringer Klimagesetzes. Weitere zahlreiche Maßnahmen 

sind nachzulesen in unserem Landtagswahlprogramm. 

 

 

 



 

Unterstützen Sie die Ausstattung von Gebäude öffentlicher Hand mit PV-Panels? 

LINKE Selbstverständlich wird dies unterstützt. Es gibt noch sehr viele öffentliche Gebäude mit 

großen Dachflächen, die sich für das Bestücken mit PV-Panels eignen, was aber bisher nicht 

umgesetzt wurde. Die Gründe dafür dürften unterschiedlich sein, ggf. spielt eine zu geringe 

Sachkunde eine Rolle. Daher sollte insbesondere das Netz der Beratungen ausgebaut 

werden. 

CDU Ja, denn die öffentliche Hand muss als Vorbild in der Energiewende vorangehen. 

AFD Nur, wo dies auch wirtschaftlich sinnvoll ist wie etwa bei Schutz- und Forsthütten der 

Landesforstanstalt oder ähnlichem. 

SPD Wir haben uns zum Ziel gesetzt, dass die Landesverwaltung bis 2030 klimaneutral wird. Dies 

haben wir getan, weil wir uns der Vorreiterrolle der öffentlichen Hand bewusst sind. Dieses Ziel 

haben wir sowohl im Thüringer Klimagesetz als auch in der Thüringer Energie- und 

Klimastrategie verankert. Diesbezüglich ist ein Strauß an Maßnahmen nötig. PV-Panels an 

öffentlichen Gebäuden anzubringen ist eine dieser Maßnahmen, die für uns dabei unumgänglich 

sind. 

GRÜNE Wir wollen den jährlichen Solarstromausbau von 50 Megawatt auf 100 Megawatt im Freistaat 

verdoppeln und dafür Photovoltaikanlagen auf möglichst allen Landesimmobilien errichten und 

das Förderprogramm SolarInvest für die Bürger*innen fortsetzen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

LANDWIRTSCHAFT 

 

Die Landesregierung hat mit dem Ökoaktionsplan die Biolandwirtschaft in Thüringen geför-

dert. Fordern Sie weitere Maßnahmen? 

LINKE Wir möchten vor allem die Direktvermarktung und Unterstützung von Tierwohl fördern. 

Deshalb fordern wir transparente Auszeichnung und unterstützen heimische Bauern mit 

einem Thüringer Lebensmittelsiegel. 

CDU [...] Wir wollen eine moderne Landwirtschaft, die Tierwohl, Nachhaltigkeit und 

Wettbewerbsfähigkeit miteinander verbindet und in der Gesellschaft breit verankert ist. Dabei 

spielt es keine Rolle, ob es sich um große oder kleine Betriebe handelt oder ob sie konventionell 

oder ökologisch wirtschaften. Wir stehen zur Vielfalt unserer Landwirtschaft in allen ihren 

Formen. Ökologische und konventionelle Wirtschaftsweise stehen für uns gleichberechtigt 

nebeneinander. 

AFD Nein. 

SPD Wir erstreben die Ökologisierung der Landwirtschaft insgesamt. Die ist ein stetig 

voranschreitender Prozess, den wir weiterhin unterstützen werden. Wir wollen künftig nicht 

zwischen ökologischer und konventioneller Landwirtschaft unterscheiden, sondern einen 

gemeinhin ökologischen Standard für die Landwirtschaft erreichen. 

GRÜNE Steigerung des Flächenanteils des Öko-Landbaus bis 2024 auf 10 %/bis 2030 auf 20 % der 

Anbaufläche in Th. Bevorzugung ökol. wirtschaftender Betriebe bei öff. Ausschreibungen. 

Ausbau der ÖkoInvest-Förderung, Erarbeitung von Totalherbizid-Reduzierungs-Strategie und 

Insektenschutz-Sofortprogramm. 

 

 

Wie wollen Sie die Nutztierhaltungsbedingungen in Thüringen verbessern? 

LINKE In Ausführung der Tierwohlstrategie werden wir uns vor allem auch weiterhin für bessere 

Kontrollen stark machen. Auch können wir nicht auf standortnahe Schlachtung verzichten 

und setzen uns für den Erhalt der Anlagen in Thüringen ein, um lange Transporte zu 

vermeiden. 

CDU [...] Wir wollen uns dafür einsetzen, dass Klarheit und Verlässlichkeit bei rechts- und 

tierschutzkonformen Investitionen geschaffen wird und die Rahmenbedingungen für eine 

moderne Landwirtschaft so weiterentwickelt werden, dass Tierwohl, Tiergesundheit, 

Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfähigkeit miteinander verbunden werden können. 

AFD […] Transporte von Nutz- und Schlachttieren sollen über möglichst kurze Distanzen zum 

nächstgelegenen regionalen Schlachtbetrieb durchgeführt werden. Zudem wollen wir die 

kontrollierenden Veterinärbehörden mit zusätzlichem Personal ausstatten und ihre 

Möglichkeiten erweitern. […] Darüber hinaus befürworten wir ein Verbot der betäubungslosen 

Ferkelkastration. Die Kastration mithilfe eines zuverlässigen und schonenden Lokal-

anästhetikums oder die Immunokastration bieten schonende Alternativen. […] 

SPD Wir haben dafür gesorgt, dass nur noch jene Stallbauvorhaben mit Landesmitteln gefördert, diemit 

einer Verbesserung des Tierwohls einhergehen. Daran wollen wir in Zukunft festhalten. Darüber 

hinaus halten wir beispielsweise einen regelmäßigen Technik-TüV an Schweinemastanlagen für 

notwendig, damit technische Mängel ausgeschlossen sind und Unfälle vermieden werden. 

GRÜNE Mit den Erzeuger*innen Pakt für artgerechte Tierhaltung vereinbaren und verbindliche Grenzen 

für Tierhaltung pro Standort festlegen. Stärkung der Tierschutzkontroll-Behörden auf Landesund 

kommunaler Ebene. Stallumbau-programm. Grünlandgebundene Mutterkuh-, Schaf- und 

Ziegenhaltung weiter fördern. 

 

 



 

 

 

Ist die Förderung eines nachhaltigeren Essensangebots in öffentlichen Mensen und Cafeterien 

wichtig für Sie? (Höherer Anteil an zertifizierten Bio-Lebensmitteln und geringerer Anteil an 

Fleisch? - Regionale und Saisonale Lebensmittel?) 

LINKE Wir unterstützen eine regionale Versorgung öffentlicher Einrichtungen. Auch der vegan/vegeta-

rische Anteil sollte erhöht werden. Besonders interessant wäre der Austausch mit Schulen, die in 

einer Partnerschaft auch die Möglichkeit hätten, ihren Lebensmittelversorger zu besuchen. 

CDU Ja. Wir wollen erreichen, dass sich mehr Thüringer für regionale Produkte entscheiden. Der 

Ausbau entsprechender Kennzeichnungen und Siegel sind dafür genauso ein möglicher Weg wie 

die Schaffung „regionaler Ecken“ in Einkaufsmärkten oder der Verkauf von Thüringer 

Lebensmitteln in staatlichen Einrichtungen wie Schwimmbädern, Theatern, Schulen oder 

Sportstätten. 

AFD […] Hier steht die AfD Thüringen für verbindliche Qualitätsstandards für die Thüringer Schulen, 

um allen Schülern ein reichhaltiges und gesundes Mittagessen garantieren zu können, das nach 

den Prinzipien der Saisonalität und Regionalität zubereitet sein soll. 

SPD Regionalität, Qualität und Frische – und damit auch Saisonalität - sind uns ebenso wichtig, wie 

ein ausgewogenes Angebot. Diesbezüglich gibt es viel Verbesserungsbedarf – und leider wird zu 

häufig nur auf die Preise geachtet. 

GRÜNE Gesundheitlicher Verbraucher*innenschutz wurde gestärkt und Beratungsangebote zur gesunden 

Ernährung aufgestockt. Unser Subventionierungs-programm für gesundes Schulessen wird weiter 

ausgebaut. Vereinbarung von verbindlichen Qualitätsstandards für gesundes Kita-/Schulessen u.a. 

Gemeinschaftsverpflegung, dazu Einrichtung eines Kompetenzzentrums. Tägliches veganes 

Angebot in Hochschulmensen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

PLASTIK 

 

Wie wollen Sie das Aufkommen von Plastik- und Verpackungsmüll reduzieren? 

LINKE Oberste Priorität hat die weitgehende Vermeidung von Plastik- und Verpackungsabfällen. 

Außerdem sollten Maßnahmen verstärkt gefördert werden, die dazu beitragen, dass 

Wertstoffe so weit wie möglich wieder in den Wertstoffkreislauf zurückgeführt werden. So 

werden Ressourcen effizienter genutzt. 

CDU Hier schließen wir uns dem „Fünf-Punkte-Plan des Bundesumweltministeriums für weniger 

Plastik und mehr Recycling“ an, denn die Reduzierung von Plastikeinträgen in die Umwelt ist 

vollkommen richtig. [...] . Bei Verboten oder Beschränkungen von Plastikprodukten müssen 

ökologisch wirklich bessere Alternativen für Umwelt und Verbraucher vorhanden sein. [...]  Nicht 

nachvollziehbar ist allerdings der Vorschlag, dass Hersteller von Plastikprodukten für die 

Reinigung von unsachgemäß entsorgten Produkten - sogenanntes Littering - in die Pflicht 

genommen werden sollen. [...]  Wenn jemand Produkte illegal entsorgt, muss das konsequent 

verfolgt werden. Außerdem sind Aufklärungskampagnen gegen Littering sinnvoll. 

AFD  

SPD Müllvermeidung muss oberste Priorität haben. Und was nicht vermieden werden kann, muss 

wiederverwendet werden. Mittlerweile werden Dinge verpackt, die eigentlich eine eigene Schale 

haben und nicht verpackt werden müssten. Es braucht bessere finanzielle Anreize, damit 

Mehrweg- oder Glasverpackungen wieder einen höheren Stellenwert bekommen. Daneben ist es 

wichtig, regional einzukaufen, Dinge zu reparieren, statt sie zu ersetzen, Plastikartikel 

zurückzudrängen und Plastik durch andere Stoffe zu ersetzen. Auch die Digitalisierung kann 

helfen, Rohstoffverbräuche und -transporte zu reduzieren. Auch sollte der Trend unterbunden 

werden, dass Verpackungen aus mehreren Komponenten bestehen, die später nicht mehr getrennt 

werden können. 

GRÜNE Wir unterstützen eine europaweite Abgabe auf Einwegplastik und für Thüringen eine konsequente 

Kreislaufführung. Monitoring zur Mikroplastik-Belastung verbessern. Entwicklung zur „Zero-

Waste“-Gesellschaft beschleunigen, Unternehmen wie Unverpackt-Initiativen durch 

Förderprogramme gezielt unterstützen. 

 

 

 

Haben Sie Pläne zur Vermeidung von Einweggeschirr/-verpackungen in öffentlichen Einrich-

tungen? 

LINKE Anbieter von Speisen und Getränken in Einwegverpackungen sollten mit einer Abgabe belegt 

werden, um Anreize zur Einführung von Mehrwegverpackungen und -geschirr zu schaffen. Ori-

entierung kann der Vorschlag der EU-Kommission für eine Richtlinie für das Verbot bestimmter 

Plastik-Einwegprodukte geben. 

CDU Der Verkauf bestimmter Plastikprodukte wie Einweggeschirr und Strohhalme soll in der EU ge-

mäß einer entsprechenden Richtlinie ab dem Jahre 2021 verboten werden[...] und dass bis 2029 

mindestens neun von zehn Plastikflaschen getrennt gesammelt und recycelt werden müssen. [...]  

Wir sprechen uns ebenfalls für eine schrittweise Vermeidung von Einweggeschirr und 

Einwegverpackungen aus und öffentliche Einrichtungen wie Kantinen und Schulen sollten hier 

mit gutem Beispiel vorangehen. 

AFD Dies liegt zuerst in der Verantwortung der Konsumenten bzw. der Verbraucher sowie der 

Produzenten. Die Politik kann hier entsprechende Anreize setzen, direkte staatliche Eingriffe (oder 

Eingriffe der EU) halten wir nur in Ausnahmefällen für gerechtfertigt. 

SPD Hierzu verweisen wir auf unsere Antwort zu Frage 17.    

GRÜNE Kommunale und unternehmerische Strategien zur Kreislaufwirtschaft und 

Rohstoffrückgewinnung unterstützen wir (Mehrweggeschirr, Pfandsysteme). 
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